
114 ESt

Ehegatten-Arbeitsverhältnis mit unangemes-
sen hohem Arbeitslohn
EStG §§ 4, 15

Die Zahlung eines unangemessen niedrigen Arbeitslohns berührt die
steuerliche Anerkennung eines Arbeitsverhältnisses mit Angehörigen
dem Grunde nach nicht. Leistet der als Arbeitnehmer beschäftigte Ange-
hörige unbezahlte Mehrarbeit über seine vertragliche Stundenzahl
hinaus, steht dies der Annahme eines tatsächlich durchgeführten
Arbeitsverhältnisses ebenfalls nicht entgegen.

Wie ist aber die Vereinbarung eines unangemessen hohen Arbeitslohns
zu beurteilen, wenn das Arbeitsverhältnis im Übrigen steuerlich anzuer-
kennen ist?

Sachverhalt

Der selbständige Versicherungsvermittler A beschäftigt seine Ehefrau
B als Reinigungskraft für die Büroräume. B hat ihre Tätigkeit
arbeitstäglich von 17 Uhr bis 18 Uhr zu verrichten. Der Stundenlohn
beträgt 20 Euro, fremdüblich sind 12 Euro. Bei einer monatlichen
tatsächlichen Arbeitszeit von 20 Stunden erhält B einen Arbeitslohn
i. H. von 400 Euro. A hat den 2013 gezahlten Arbeitslohn i. H. von
4.800 Euro zzgl. Pauschalabgaben i. H. von 863,52 Euro (Minijob) als
Betriebsausgaben gebucht. B ist privat krankenversichert.

Frage

1. In welcher Höhe kann A die Lohnzahlungen als Betriebsausgaben
abziehen?

2. Welche Steuerfolgen ergeben sich für B?

Antwort

1. A kann Betriebsausgaben i. H. von 3.398,11 Euro abziehen; ein
Betrag i. H. von 2.265,41 Euro stellt nicht abziehbare Ausgaben
i. S. des § 12 Nr. 2 EStG dar.

2. Für B ergeben sich keine Steuerfolgen.
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Begründung

Zu 1: Lohnzahlungen an einen im Betrieb des Stpfl. mitarbeitenden
Angehörigen sind nach ständiger Rechtsprechung1 als Betriebsaus-
gaben abziehbar, wenn der Angehörige aufgrund eines wirksamen,
inhaltlich dem zwischen Fremden Üblichen entsprechenden Arbeits-
vertrag beschäftigt wird, die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung
erbringt und der Stpfl. seinerseits alle Arbeitgeberpflichten, insbe-
sondere die der Lohnzahlung erfüllt.

Vereinbart der Stpfl. mit seinem als Arbeitnehmer beschäftigten
nahen Angehörigen nur eine deutlich unterhalb des Fremdvergleichs-
lohns liegende Vergütung, wird die Ernsthaftigkeit eines solchen
Arbeitsverhältnisses nicht in Zweifel gezogen.2 Leistet ein Angehö-
rigen-Arbeitnehmer unbezahlte Mehrarbeit über seine vertragliche
Stundenzahl hinaus, kann die freiwillige Mehrarbeit aus dem
Arbeitsverhältnis abgespalten und der familiären Nähebeziehung
zugeordnet werden, ohne dass sich daraus für den Stpfl. nachteilige
ertragsteuerliche Konsequenzen ergeben. Etwas anderes gilt nur,
wenn die vereinbarte Vergütung insgesamt nicht mehr als Gegen-
leistung für die Tätigkeit des Angehörigen angesehen werden kann
und deshalb angenommen werden muss, dass die Beteiligten sich
nicht rechtsgeschäftlich haben binden wollen.1

Auch die Vereinbarung eines unangemessen hohen Arbeitslohns
berührt die steuerliche Anerkennung eines Ehegatten-Arbeitsverhält-
nisses dem Grunde nach nicht. Ist das Arbeitsverhältnis – wie hier –
im Übrigen steuerlich anzuerkennen, ist eine überhöhte Gegenleis-
tung auf ein angemessenes Maß zu beschränken. Das Übermaß ist
der privaten (familienrechtlichen) Sphäre (§ 12 Nr. 2 EStG) zuzu-
ordnen.3 Nur insoweit ist ein Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen.
Der an B gezahlte Arbeitslohn einschließlich Pauschalabgaben ist
deshalb hier nur in Höhe des angemessenen Arbeitslohns als
Betriebsausgaben zum Abzug zuzulassen. Es ist wie folgt zu rechnen:

Angemessener Arbeitslohn:
20 Std. monatl. T 12 € T 12 Monate 2.880,00 €

zuzügl. Pauschalabgaben für Minijob: 17,99% 518,11 €

abzugsfähige Betriebsausgaben 3.398,11 €

gebuchte Betriebsausgaben K 5.663,52 €

nicht abziehbare Ausgaben gem. § 12 Nr. 2 EStG 2.265,41 €

1 U. a. BFH vom 17.07.2013 (BStBl 2013 II S. 1015).
2 BFH vom 26.08.2004 IV R 68/02 (BFH/NV 2005 S. 553).
3 BFH vom 28.07.1983 (BStBl 1984 II S. 60), FG Rheinland-Pfalz vom 25.11.1998 (EFG
1990 S. 230), Niedersächsisches FG vom 18.02.2005 (EFG 2006 S. 251) und vom
07.01.2014 (EFG 2014 S. 822).

Arbeitsverhältnisse
mit Angehörigen ...

... bei zu niedriger
Vergütung

... und bei zu hoher
Vergütung
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Da B privat krankenversichert ist, entfällt der Pauschalbeitrag zur
Krankenversicherung. Die Pauschalabgaben an die Minijobzentrale
der Bundesknappschaft betragen hier 17,99% (15% Rentenversiche-
rung / 2% Pauschalsteuer / 0,7% Umlage U1 / 0,14% Umlage U2 /
0,15% Insolvenzgeldumlage).

Zu 2: Wenn der Minijob pauschal versteuert wird, bleibt dieser
Arbeitslohn bei der Veranlagung zur Einkommensteuer außer Ansatz.
Wird der Arbeitslohn auf ein angemessenes (fremdübliches) Maß
beschränkt (vgl. „Zu 1“), stellt das Übermaß keinen Arbeitslohn, also
keine Gegenleistung für erbrachte Arbeitsleistungen, dar, sondern ist
der privaten Sphäre i. S. des § 12 Nr. 2 EStG zuzuordnen. Für B
ergeben sich daher keine einkommensteuerlichen Folgen.

Verfasser: Dipl.-Finanzwirt (FH) Burkhard Weber, Westerburg
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